
Dieses Bild hat ein Mädchen gemalt, dessen
Familie eine Wohnung sucht. Foto: Sarah Ritschel

Im Mietkurs des Wohnprojekts Augsburg erfahren Geflüchtete alles über die Wohnungssuche. Foto: Silvio Wyszengrad

Nicht bloß ein Dach über dem Kopf
Tag für Tag kommen Geflüchtete nach Bayern. Manche Kommune weiß sich kaum noch zu helfen. Die Menschen brauchen Wohnungen,

Sprachkurse, Kitaplätze. Viele Schutzsuchende würden gern selbst aktiv werden. Doch manchmal scheitert es schon an Kleinigkeiten.

Von Sonja Dürr und Sarah Ritschel

Augsburg/Mindelheim Ihre Privatsphäre ha-
ben die Menschen preisgegeben. Unfrei-
willig zurückgelassen in Somalia, Afgha-
nistan, Syrien, der Ukraine. Viele von ih-
nen leben jetzt in Unterkünften für Ge-
flüchtete. Kaum zehn Quadratmeter pro
Person sind es dort. Man kann keine Tür
hinter sich zuziehen. Nicht in Ruhe einen
Eintopf ansetzen und sich auf die Wärme
freuen, die sich beim Essen einstellt und
ein heimeliges Gefühl vermittelt.

Weil sie das gern hätten, ja dringend
brauchen – eine Tür zum Zuziehen, eine ei-
gene Küche, mehr Privatsphäre – sitzt ein
Dutzend Geflüchteter heute im Mietkurs
des Integrationsvereins Tür an Tür und
der Diakonie Augsburg. Wie suche ich
nach Wohnungen? Wie läuft eine Besichti-
gung ab? Welche Unterlagen braucht das
Jobcenter? Adil kommt schon zum zweiten
Mal in das ehemalige Straßenbahndepot
im Augsburger Stadtteil Rechts der Wert-
ach, um all diese Fragen zu klären. „Ich bin
seit sieben Jahren in Deutschland“, sagt
der 42-jährige Syrer bei der Vorstellungs-
runde auf Deutsch. „Und ich wohne seit
sieben Jahren in einer städtischen Unter-
kunft.“ Adil, der in Wirklichkeit anders
heißt, dürfte mit seiner Familie längst in
einer eigenen Wohnung leben. Doch bisher
wollte ihm kein Vermieter einen Vertrag
geben. Geflüchtet, ein Sohn im Teenager–
alter, eine Frau mit Behinderung –
schlechte Voraussetzungen auf dem Miet-
markt. Fehlbeleger, so nennt man im
Amtsdeutsch Menschen wie Adil: Leute,
die über Jahre in den Flüchtlingsunter-
künften der Städte und Gemeinden leben
und so die Plätze für neu ankommende Ge-
flüchtete „blockieren“.

Längst wissen viele Kommunen nicht
mehr, wo sie Geflüchtete unterbringen sol-
len. Allein aus der Ukraine sind seit
Kriegsbeginn mehr als eine Million Men-
schen nach Deutschland gekommen. Zu-
dem beantragten im vergangenen Jahr
mehr als 217.000 Schutzsuchende aus an-
deren Ländern hierzulande Asyl. Für Rein-
hard Sager, den Präsidenten des Land-
kreistages, ist klar: „Wir haben mehr
Flüchtlinge als 2015/16, die Situation ist
also dramatischer als damals.“ Und die
Lage dürfte sich weiter verschärfen,
schließlich kamen allein im Januar mehr
als 29.000 Asylanträge hinzu.

Beim Flüchtlingsgipfel in Berlin vor
zwei Wochen hat Sager seiner Wut Luft ge-
macht. Vier Stunden lang hat er mit Ver-
antwortlichen aus Bund und Ländern be-
raten. Dann, auf dem Podium, spricht
Bundesinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) von Arbeitskreisen, die eingesetzt
werden sollen und einem digitalen
„Dashboard“, das eine bessere Abstim-
mung über die Versorgung von Flüchtlin-

gen ermöglichen soll. Über mögliche Fi-
nanzhilfen für die Kommunen aber werde
Kanzler Scholz erst „um Ostern herum“
mit den Ministerpräsidentinnen und Mi-
nisterpräsidenten der Länder beraten. Es
ist der Moment, in dem Reinhard Sager der
Kragen platzt. Es wäre besser gewesen,
kritisiert er, wenn Olaf Scholz zum Flücht-
lingsgipfel eingeladen und das Thema zur
Chefsache gemacht hätte.

Sager steht nicht allein da mit seiner
Wut. Die Kommunen fühlen sich igno-
riert, alleingelassen und hingehalten.
Denn letztlich sind es die Landkreise,
Städte und Gemeinden, die die Herausfor-
derungen bewältigen müssen. Sie müssen
die Flüchtlinge aufnehmen, unterbringen
und versorgen. Die Hilferufe sind zuletzt
immer lauter geworden. Vor dem Flücht-
lingsgipfel haben fünf Bürgermeister aus
Nordrhein-Westfalen einen Brandbrief an
den Kanzler geschrieben. Auch Jens Mar-
co Scherf, grüner Landrat aus Miltenberg
in Unterfranken, hat das Mitte Januar ge-
tan. „Wir sind am Ende der Leistungsfä-
higkeit, es geht nicht mehr!“, war da zu le-
sen. „Wir haben die Ressourcen nicht
mehr, weder beim Wohnraum noch bei
der Versorgung, Betreuung und Integrati-
on der Menschen.“

Bei Alex Eder klingt das nicht viel an-
ders. „Uns steht das Wasser bis zum Hals“,
so hat es der Unterallgäuer Landrat bei ei-
ner Dienstbesprechung mit den Bürger-
meistern zuletzt formuliert. Nun sagt der
Freie-Wähler-Mann: „Das Fass ist voll und
es läuft immer noch Wasser hinein.“

Zwei Notunterkünfte gibt es im Kreis
Unterallgäu. In Mindelheim hat der Land-
kreis zuletzt ein leer stehendes Fitnessstu-
dio umfunktioniert – das ist mit 51 Perso-
nen nun auch voll belegt. Im ehemaligen
Möbellager in Bad Wörishofen hat man die
Plätze sukzessive aufgestockt: Vor drei
Monaten war dort Platz für 150 Menschen,
als das Impfzentrum im anderen Teil des
Gebäudes zum Jahreswechsel dichtmach-
te, hieß es, 250 bis 300 Personen könnten
untergebracht werden. Jetzt leben hier 365
Flüchtlinge in Bauzaun-Abteilen, die Platz
für maximal vier Personen bieten.

Faktisch sind beide Notunterkünfte im
Landkreis belegt. Das Problem ist: Es
kommen jede Woche mehr Personen dazu.
Das hat mit der Asyldurchführungsver-
ordnung zu tun, die eine gerechte Vertei-
lung der Flüchtlinge vorsieht. Diese legt

fest, dass Schwaben 14,4 Prozent der Hilfe-
suchenden, die in Bayern ankommen, auf-
nehmen muss. Tatsächlich waren es in der
Vergangenheit weniger, weshalb in den
kommenden Wochen und Monaten 2200
ukrainische Geflüchtete auf Schwaben
verteilt werden. Innerhalb des Regie-
rungsbezirks hat das Unterallgäu den
größten „Nachholbedarf“: 950 Ukraine-
rinnen und Ukrainer muss der Landkreis
noch aufnehmen, dazu 180 bis 200 Asyl-
bewerberinnen und -bewerber aus ande-
ren Ländern.

In Augsburg ist das anders, die Stadt er-
füllt ihr Aufnahme-Soll nach Angaben des
dortigen Sozialreferats seit langem. 1450
Geflüchtete leben allein in den 65 städti-
schen Unterkünften. Rund 1100 von ihnen
dürften theoretisch eine eigene Wohnung
beziehen – darunter die 800 Ukrainerin-
nen und Ukrainer, die keine Wohnpflicht
in einer Gemeinschaftsunterkunft haben.
Bei Bewohnern aus anderen Fluchtgebie-
ten gilt: Sobald sie einen sicheren Aufent-
haltstitel erhalten, dürfen sie ausziehen
und müssen sich selbst um Wohnraum be-
mühen.  Ist jemand krank, schwanger oder
hat ein sicheres Einkommen, kann er oder
sie auch schon früher aktiv werden.

Corinna Höckesfeld kennt die Regeln,
sie hilft in Augsburg geflüchteten Men-
schen bei der Wohnungssuche. „Großfa-
milien haben es am schwersten“, sagt Hö-
ckesfeld, Integrationslotsin für die Stadt
und eine von vier hauptamtlichen Mitar-
beitenden im Wohnprojekt von Tür an Tür
und Diakonie. Junge Männer hätten zwar
mit den meisten Vorurteilen zu kämpfen,
„aber das ändert sich, wenn sie einen Job
oder einen Ausbildungsplatz vorweisen
können. Dann steigen ihre Chancen.“ Al-
leinerziehende Mütter würden zwar aus
der Ukraine gern genommen, „aber sobald
die Hautfarbe eine andere ist und dann
vielleicht noch ein Kopftuch hinzukommt,
ändert sich das ganz schnell“. Die 35-Jähri-

ge kann die Computer-Präsentation für
den Mietkurs nahezu auswendig, so oft ha-
ben sie und eine Kollegin den Kurs schon
gehalten.

Heute sind verhältnismäßig viele Teil-
nehmende da, die schon in einer eigenen
Wohnung leben, aber eine neue suchen.
Ihre Argumentation ist ähnlich: Zu klein
sei die Räumlichkeit, und dann noch der
Schimmel… „Wir leben mit fünf Personen
auf 60 Quadratmetern“, sagt ein Mann.
Eine Frau aus Afrika klagt über die Kälte
ihrer Wohnung unter dem Dach. „Immer
kalt und überall Schimmel.“ Kein Wunder,
zu fünft in einer sanierungsbedürftigen
Miniwohnung. „Viele Geflüchtete würden
jeden Mietvertrag unterschreiben, nur um
aus der Gemeinschaftsunterkunft rauszu-
kommen“, sagt Höckesfeld. „Egal, wie
klein oder groß die Wohnung ist und in
welchem Zustand. Es gibt Fälle, in denen
diese Not von Vermietern ausgenutzt
wird.“ Das Jobcenter zahlt die Miete bis zu
einer festgelegten Obergrenze. In Augs-
burg etwa hat ein Geflüchteter Anspruch
auf 50 Quadratmeter zu einer Bruttokalt-
miete von 500 Euro, eine vierköpfige Fa-

milie bekommt höchstens 90 Quadratme-
ter bis zu einer Monatsmiete von 912 Euro.
Oft treffen Geflüchtete bei der Wohnungs-
suche auf Vorurteile. Für sie sei es leichter,
einen Beruf in Bayern zu finden als eine
Wohnung, weiß Höckesfeld aus Erfah-
rung. „Ich sage den Leuten deshalb: Ihr
müsst euch auf eine Wohnungsbesichti-
gung besser vorbereiten als auf ein Bewer-
bungsgespräch.“ Das begrenzte Angebot
erschwert alles zusätzlich.

Wo die Plätze für so viel mehr Geflüch-
tete herkommen sollen? Im Unterallgäu
sagt Landrat Eder: „Wir sind mit unserem
Latein am Ende.“ Weil es auch auf dem
Land ja nicht nur um die Notunterkünfte
geht, sondern um die Frage, wo die Men-
schen im Anschluss wohnen können. Auf
sämtlichen Wegen müht man sich, Wohn-
raum zu finden und anzumieten, kontak-
tiert Vermieter, spricht Besitzer leer ste-
hender Gebäude an. Kürzlich hat Eder
noch einmal an die Bürgermeister appel-
liert – auch, weil einige Gemeinden über-
haupt keine Geflüchteten aufgenommen
haben, andere aber die große Last tragen.
Das ist Bad Wörishofen, wo man aktuell
523 Flüchtlinge zählt. Und Mindelheim,
wo derzeit 217 Flüchtlinge leben.

Im Mindelheimer Rathaus fordert der
Zweite Bürgermeister Roland Ahne, dass
alle Kommunen im Landkreis an einem
Strang ziehen: „Die Solidarität kann doch
nicht an der Stadtgrenze haltmachen.“
Weil es ja längst nicht damit getan ist, dass
die Menschen ein Dach über dem Kopf ha-
ben. Es braucht Sprachkurse, Integrati-
onsangebote und für die Kinder Plätze an
Schulen und in Kitas. Nur: Was die Kita-
plätze angeht, ist die Not in Mindelheim
ohnehin schon groß. Bis Herbst kann man
in den städtischen Einrichtungen keine
neuen Kinder aufnehmen, weil viele Erzie-
herinnen fehlen. Drei Mitarbeiterinnen
sind schwanger, fünf haben gekündigt.
Für die Flüchtlingskinder, die neu nach
Mindelheim kommen, will man nun Spiel-
gruppen einrichten, erklärt Ahne. „Wir
müssen mit viel Fingerspitzengefühl ar-
beiten, damit man die eigenen Bewohner
nicht vor den Kopf stößt.“

Und es gibt noch mehr Beispiele, wo es
knirscht: Vielerorts sind die ehrenamtli-
chen Helfer erschöpft, das Engagement
lässt nach. An den Schulen sind die Dritt-
kräfte knapp, die es braucht, um die aus-
ländischen Kinder im Unterricht zu unter-
stützen. Und in vielen Fällen dauern die
Verfahren zu lange. Zum Teil leben Famili-
en über Jahre in einer Notunterkunft, weil
der Aufenthaltstitel nicht geklärt ist. Und
dann das Problem der „Fehlbeleger“. Al-
lein im Unterallgäu sind es 200 Personen,
anerkannte Asylbewerber, die aber Plätze
für neu ankommende Flüchtlinge beset-
zen, weil sie keine Wohnung finden. Land-
rat Eder ist überzeugt: „Mit Geld allein löst
man diese Probleme nicht.“ Ansetzen

müsse man vor allem dort, wo die Proble-
me beginnen – und den Zustrom an
Flüchtlingen begrenzen.

Integrationslotsin Corinna Höckesfeld
in Augsburg hat ganz andere Vorschläge,
zumindest was den Wohnraum betrifft:
Angefangen vom sozialen Wohnungsbau,
der ins Stocken geriet, bis hin zu weniger
komplexen Abläufen in den Jobcentern.
„Wir haben hier Geflüchtete, die nie eine
Schule besucht haben. Es würde schon
sehr helfen, Formulare in einfacher Spra-
che zu formulieren – oder auf Englisch.“
Mancher Antrag auf Mietunterstützung
droht einfach deshalb zu platzen, weil in
der Notunterkunft der Drucker fehlt. „Und
natürlich müssen wir weiter mit Vorbehal-
ten aufräumen, um den Menschen die
Angst vor Geflüchteten zu nehmen.“

Der Mietkurs in Augsburg ist für heute
vorbei, Adil aus Syrien wird weiter in den
Zeitungen und auf Immoportalen im In-
ternet nach einer Bleibe suchen. Die
Tochter einer Frau aus Afrika saß den
ganzen Vormittag still in einer Ecke.
Während ihre Mutter sich durch die Map-
pe mit Informationen arbeitete, hat sie
ein Bild gemalt. Es zeigt Häuser in den
leuchtendsten Farben. Geflüchtete woh-
nen vermutlich nicht darin.

Das Unterallgäu hat
bisher zu wenige

Menschen aufgenommen

Die Formulare
sind oft zu schwierig

formuliert

Die Notunterkunft in Bad Wörishofen reicht
nicht mehr aus. Foto: Sonja Dürr
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